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allem für bezirksgeleitete Kombinate sowie für mittlere und 
kleine Betriebe der örtlichen Industrie und des Bauwesens. 
Notwendig ist auch, die weitere Arbeit der LPGs bei der An­
wendung von Betriebsordnungen zu unterstützen.

4. Die Zusammenarbeit zwischen den Justitiaren und den 
Kontrollorganen sowie den auf dem Gebiet von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit tätigen gesellschaftlichen Kräften 
ist weiter zu verbessern.
Die Erfahrungen zeigen, daß die Effektivität der Tätigkeit 
der Justitiare bei der Durchsetzung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit maßgeblich von der Intensität und Qualität ih­
rer Zusammenarbeit mit den betrieblichen Kontrollorganen 
und den auf dem Gebiet von Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit tätigen gesellschaftlichen Kräften abhängt. Das trifft 
in besonderem Maße auf jene Justitiare zu, die im Betrieb 
ohne weitere juristische Mitarbeiter tätig sind.

Die Aufgabe, Recht und Gesetzlichkeit in den Wirtschafts­
einheiten konsequent durchzusetzen, erfordert sowohl Ab­
stimmungen über gemeinsame Arbeitsschritte als auch den 
Austausch von Erfahrungen und Erkenntnissen. Untersu­
chungsergebnisse zeigen, daß trotz großer Fortschritte die 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit noch nicht ausgeschöpft 
sind. Beispielsweise werden schuldhaft verursachte volks­
wirtschaftliche Verluste nicht durch die innerbetriebliche 
Rechtskontrolle, sondern durch staatliche Kontrollorgane auf­
gedeckt, die dann auch Schritte zur Durchsetzung der ar­
beitsrechtlichen oder der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit einleiten.

In der Zusammenarbeit des Justitiars mit den betrieb­
lichen Kontrollorganen nimmt der Hauptbuchhalter einen 
besonderen Platz ein. Eine gemeinsame Aufgabe besteht da­
rin, das sozialistische Eigentum sicher zu schützen./ Dazu 
sind betriebliche Kostenanalysen, insbesondere über die 
nichtplanbaren Kosten, gründlich auszuwerten. Der Justitiar 
hat daraus die erforderlichen Schlußfolgerungen für die wei­
tere Qualifizierung seiner Anleitungs- und Kontrolltätigkeit 
gegenüber den Leitern der einzelnen Struktureinheiten 
und für die Geltendmachung von Ansprüchen aus der ar­
beitsrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit zu ziehen.

Zu einigen ausgewählten Problemen 
der Durchsetzung des sozialistischen Rechts

Die durch die neue Etappe der Verwirklichung der ökono­
mischen Strategie gestellten anspruchsvollen Aufgaben er­
fordern, die leistungsfördernden Faktoren des sozialistischen 
Rechts, insbesondere des Wirtschafts- und Arbeitsrechts, so­
wohl in ihrer einheitlichen Aufgabenstellung als auch in ih­
rer jeweiligen Spezifik wirksamer in der Leitungstätigkeit 
einzusetzen.

Das gilt auch für alle Phasen des Reproduktionsprozesses, 
insbesondere jedoch für den Bereich Wissenschaft und Tech­
nik, denn bereits dort wird maßgeblich über die Effekti­
vität der volkswirtschaftlichen Gesamtarbeit entschieden. 
Dabei müssen teilweise noch bestehende Probleme, die die 
umfassende Durchsetzung des sozialistischen Rechts in die­
sem Bereich und in der Volkswirtschaft insgesamt behin­
dern, gelöst werden. Das betrifft z. B. die Erhöhung der Fle­
xibilität und Reaktionsfähigkeit der Lieferer, die Sicherung 
der Kontinuität der Produktion und die Steigerung der Qua­
lität der Erzeugnisse, insbesondere auch bei Konsumgütern.

Im Zusammenhang damit gewinnt das Arbeitsrecht als 
leistungsfördernder Faktor bei der Unterstützung der mit 
der umfassenden Intensivierung verbundenen Aufgaben zu­
nehmend an Bedeutung. Es schafft wesentliche Bedingungen 
für die volle Nutzung des gesellschaftlichen Arbeitsvermö­
gens und trägt damit zur planmäßigen Steigerung der Lei­
stungskraft der Volkswirtschaft bei. Die Gewährleistung der 
ununterbrochenen Arbeit der Werktätigen, die konsequente 
Verwirklichung des Leistungsprinzips sowie die Durchset­
zung der arbeitsrechtlichen disziplinarischen und materiellen 
Verantwortlichkeit bilden dabei wichtige Schwerpunkte sei­
ner Anwendung.

Die Durchsetzung der arbeitsrechtlichen materiellen Ver­
antwortlichkeit hat einen direkten Bezug zu den Aufgaben 
der Leiter zum Schutz des sozialistischen Eigentums. Unter­
suchungen haben gezeigt, daß die konsequente Durchset­
zung der sozialistischen Gesetzlichkeit auf diesem Gebiet be­
sonders dort sichtbare Erfolge hervorbringt, wo
— in den Arbeitsplänen zur Rechtsarbeit konkrete Festle­

gungen zur Erfassung von Schäden sowie zur Geltend­
machung und Durchsetzung von Schadenersatzansprü­
chen getroffen werden;

— durch ein System innerbetrieblicher Ordnungen klare 
Verantwortungs- und Pflichtenregelungen zur Vermei­

dung volkswirtschaftlicher Verluste und zur Reaktion auf 
Pflichtverletzungen bestehen;

— zur Vorbeugung volkswirtschaftlicher Verluste und zur 
Vermeidung von Schäden die Überschreitung planbarer 
Kosten und die nichtplanbaren Kosten in Zusammenar­
beit von Hauptbuchhalter und Justitiar regelmäßig ana­
lysiert werden;

— die Ergebnisse der Analyse die Grundlage für die Lokali­
sierung des Schadens nach dem Verursacherprinzip und 
für die Geltendmachung der arbeitsrechtlichen materiel­
len Verantwortlichkeit bilden;

— die Leiter der Struktureinheiten durch differenzierte 
Schulungsmaßnahmen der Justitiare befähigt werden, mit 
den gebotenen rechtlichen Mitteln konsequent und diffe­
renziert auf Pflichtverletzungen zu reagieren. 
Nachlässigkeiten oder eine falsche Einstellung zur Durch­

setzung der arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlich­
keit bilden oft das Vorfeld für Straftaten. Der sichere Schutz 
des Volkseigentums und der Volkswirtschaft vor kriminellen 
Angriffen jeglicher Art ist deshalb eine wichtige Aufgabe im 
Kampf um die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit. Straftaten gegen die Volkswirtschaft verlangen be­
sondere Aufmerksamkeit, denn sie wirken den Anstrengun­
gen der Kollektive zur bewußten und planmäßigen Entwick­
lung der Wirtschaft, zur weiteren Herausbildung einer 
schöpferischen, verantwortungsbewußten Arbeit und zur 
Durchsetzung des Leistungsprinzips entgegen.

Größere Schäden verursachen Havarien, Brände, Arbeits­
unfälle und andere Schadensfälle. Solche Straftaten entste­
hen häufig auf dem Boden relativ geringfügiger Rechtsver­
letzungen, zur Gewohnheit gewordener Unordnung oder 
durch die Verletzung von Bestimmungen des Gesundheits-, 
Arbeite- und Brandschutzes.

Gerade unter den Bedingungen der umfassenden Inten­
sivierung der Volkswirtschaft und der optimalen Nutzung al­
ler Ressourcen zur Steigerung der volkswirtschaftlichen Lei­
stungskraft steht vor den Leitern bei der Organisierung und 
Durchführung der Rechtsarbeit die Aufgabe, auf allen Lei­
tungsebenen eine straffe Ordnung, Rechnungsführung und 
Kontrolle durchzusetzen und bereits im Vorfeld der Krimi­
nalität konsequent auf alle Erscheinungen von Rechts- und 
Pflichtverletzungen zu reagieren. Die hierzu im Beschluß 
über die Verbesserung der Rechtsarbeit in der Volkswirt­
schaft vom 13. Juni 1974 (GBl. I Nr. 32 S. 313) getroffenen 
Regelungen sind nach wie vor von großer Aktualität.

Zu einigen Fragen der Gesetzgebung

Die sich aus den Beschlüssen von Partei und Regierung er­
gebenden höheren Anforderungenn gelten auch als Maßstab 
für die Gesetzgebungsarbeit. Deshalb kommt der vollständi­
gen und exakten Erfüllung des Gesetzgebungsplans für den 
Zeitraum bis 1985 und der langfristigen Vorbereitung des 
Gesetzgebungsplans für 1986 bis 1990 große Bedeutung zu.

Es hat sich bestätigt, daß der Gesetzgebungsplan ein wich­
tiges Arbeitsinstrument zur langfristigen Vorbereitung und 
Koordinierung von Rechtsetzungsmaßnahmen ist. Ausgehend 
von den dort festgelegten Aufgaben planen und vollziehen 
die Ministerien und anderen zentralen Staatsorgane die in 
ihrer Verantwortung zu treffenden Rechtsetzungsmaßnah- 
men. Die Anwendung von Analysen über die Wirksamkeit 
von Rechtsvorschriften als Instrument zur Vorbereitung der 
Planung und Durchführung solcher Rechtsetzungsmaßnah­
men, die mit größter Effektivität die Durchsetzung der poli­
tisch-ideologischen Zielstellungen der Partei der Arbeiter­
klasse unterstützen, hat sich bewährt. Die Ministerien und 
anderen zentralen Staatsorgane sind in immer stärkerem 
Maße dazu übergegangen, die zur Beschlußfassung durch den 
Ministerrat vorzubereitenden Rechtsvorschriften sowie die 
von ihnen in eigener Verantwortung zu treffenden Rechts­
setzungsmaßnahmen auf der Grundlage von Analysen beste­
hender Rechtsvorschriften auszuarbeiten.

Bei den Überlegungen zur weiteren Hebung des Niveaus 
der Rechtsgestaltung ist auch zu berücksichtigen, daß die bei 
der Vorbereitung und Gestaltung von Entwürfen zu Geset­
zen und Verordnungen erzielten Erfahrungen künftig noch 
zielstrebiger auf die Vorbereitung von Anordnungen und 
Durchführungsbestimmungen übertragen werden müssen.

Fortsetzung auf S. 224

7 Vgl. §§ 2 und 4 der JustitiarVO; VO über die gesellschaftliche Ver­
antwortung, die Vollmachten und Pflichten des Hauptbuchhalters 
in den volkseigenen Kombinaten und volkseigenen Betrieben 
- HauptbuchhalterVO - vom 7. Juni 1979 (GBl. I Nr. 18 S. 158).


